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Geſetz Sammlung 
für die 
Königlichen Preußiſchen Staaten. 


E 


(Nr. 2440.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 19. April 1844., betreffend die Auslegung der 
Art. 28. und 72. des Rheiniſchen Civilkoſten⸗Tarifs vom 16. Februar 1807. 
hinſichtlich der Gebühren für die zur Zuſtellung an die Partheien in Perſon 
oder im Wohnſitz erforderlichen Abſchriften kontradiktoriſcher Definitiv- 
Urtheile. 


Far Beſeitigung der, über die Auslegung der Artikel 28. und 72. des, im 
Bezirke des Appellations⸗Gerichtshofes zu Cöln geltenden Civilkoſten⸗Tarifs vom 
16. Februar 1807. entſtandenen Zweifel beſtimme Ich hierdurch auf Ihren Be⸗ 
richt vom 23. v. M, daß die Gerichts vollzieher, und 4 die Anwalte die zur 
Zuftellung an die Partheien in Perſon oder in deren Wohnſitze erforderlichen 
Abſchriften der bei den Landgerichten oder dem Appellations⸗Gerichtshofe erge⸗ 
henden kontradiktoriſchen, die Inſtanz vor denſelben beendigenden Urtheile an⸗ 
zufertigen und die Gebühren für dieſe Abſchriften zu beziehen haben. — Dieſe 
Beſtimmung iſt durch die Geſetzſammlung zur Öffentlichen Kenntniß zu bringen. 
Berlin, den 19. April 1844. 


Friedrich Wilhelm. 


An den Staats⸗ und Juſtizminiſter Muͤh ler. 
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(Nr. 2441.) Verordnung, betreffend den ordentlichen perſönlichen Gerichtsſtand der im Aug- 
lande ſtationirten Steuerbeamten. Vom 26. April 1844. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen, zur Beſeitigung der über den ordentlichen perſoͤnlichen Gerichtsſtand 
im Auslande ſtationirter Steuerbeamten entſtandenen Zweifel, auf den Antrag 
Unſeres Staatsminiſteriums, was folgt: 


8. 1. 

Die Beamten, welche in Folge des mit mehreren Deutſchen Staaten 
geſchloſſenen Zollvereins an einem außerhalb Unſerer Staaten belegenen Orte 
des Vereinsgebietes eine etatsmaͤßige Stelle verwalten, ſollen fortan ihren ordent— 
lichen perſoͤnlichen Gerichtsſtand vor Unſerm Kammergerichte haben. 

8. 2 


Durch die im S. 1. enthaltene Beſtimmung wird jedoch, wenn die Ber 
amten vorher einen ordentlichen perſoͤnlichen Gerichtsſtand in hieſigen Landen 
gehabt haben, in Beziehung auf ihre perſoͤnlichen Eigenſchaften und Befugniſſe 
(jura status) und die Erbfolge in ihren Nachlaß nichts geaͤndert; ſolche ſind 
auch ferner nach den in jenem fruͤhern Gerichtsſtande geltenden Rechten zu be⸗ 
urtheilen. 

h Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beige— 
drucktem Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Potsdam, den 26. April 1844. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Prinz von Preußen. 


v. Boyen. Mühler. v. Nagler. Rother. Gr. v. Alvensleben. Eichhorn. 
v. Thile. v. Savigny. Frh. v. Buͤlow. v. Bodelſchwingh. 
Gr. zu Stolberg. Gr. v. Arnim. 


(Nr. 2442.) Verordnung, betreffend die Aufhebung des im Markgrafthum Oberlauſitz gel— 
tenden Ober-Amtspatents vom 18. Auguſt 1727., wegen Wäſſerung der 
Wieſen, freien Waſſerlaufs und Räumung der Flüſſe. Vom 26. April 1844. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen, in Beruͤckſichtigung des Uns von den getreuen Ständen des Mark⸗ 
grafthums Oberlauſitz vorgetragenen Wunſches, auf den Antrag Unſeres Staats⸗ 
Miniſteriums, was folgt: 

ei. 


u 


8 
Das im Markgrafthum Oberlauſitz geltende Ober⸗Amtspatent vom 
18. Auguſt 1727, wegen Waͤſſerung der Wieſen, freien Waſſerlaufs und Raͤu⸗ 
mung der Fluͤſſe, wird hiermit außer Kraft geſetzt. 
2 


Anſtatt jenes Patens ſollen in dem gedachten Landestheile die Vor⸗ 
ſchriften der allgemeinen Landesgeſetze und namentlich die des Geſetzes uͤber die 
Benutzung der Privatfluͤſſe vom 28. Februar 1843. zur Anwendung kommen. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beige⸗ 
drucktem Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Potsdam, den 26. April 1844. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Prinz von Preußen. 


v. Boyen. Muͤhler. v. Nagler. Rother. Gr. v. Alvensleben. Eichhorn. 
v. Thile. v. Savigny. Frh. v. Bülow. v. Bo delſchwingh. 
Gr. zu Stolberg. Gr. v. Arnim. 


(Nr. 2443.) Bekanntmachung über die unterm 12. April 1844. erfolgte Beſtätigung der 
Statuten der für den Bau von Chauſſeen von Graudenz nach Altfelde 
und von Graudenz nach Straßburg zuſammengetretenen Aktien-Geſell⸗ 
ſchaften. Vom 27. April 1844. 


D, Königs Majeſtaͤt haben die beziehungsweiſe unter dem 3. Oktober 1842. 
und 12. Oktober 1843. gerichtlich vollzogenen Statuten der fuͤr den Bau 
einer Chauſſee 

1) von Graudenz nach Altfelde, und 

2) von Graudenz nach Straßburg 
zuſammengetretenen Aktien-Geſellſchaften mittelſt Aller hoͤchſter Kabinetsorder vom 
12. April d. J. zu beſtaͤtigen geruhet, was nach Vorſchrift des S. 3. des Ge⸗ 
ſetzes über Aktien-Geſellſchaften vom 9. November 1843. mit dem Bemerken 
bekannt gemacht wird, daß die Statuten durch das Amtsblatt der Koͤniglichen 
Regierung zu Marienwerder zur oͤffentlichen Kenntniß gelangen werden. 

Berlin, den 27. April 1844. 


Der Finanzminiſter. 
v. Bo delſchwingh. 
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(Nr. 2444.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 3. Mai 1844., betreffend die Ernennung des 
Staats⸗ und Finanzminiſters von Bodelſchwingh zum Staats- und 
Kabinetsminiſter und des Ober-Präſidenten, Wirklichen Geheimen Raths 
Flottwell zum Staats- und Finanzminiſter. 


Jo benachrichtige das Staatsminiſterium, daß Ich den bisherigen Staats⸗ 
und Finanzminiſter von Bodelſchwingh, in Stelle des auf ſein Anſuchen 
entlaſſenen Staats⸗ und Kabinetsminiſters Grafen von Alvensleben, zum 
Staats⸗ und Kabinetsminiſter ernannt habe, um bei Mir mit dem Staats⸗ 
und Kabinetsminiſter von Thile den Vortrag in den allgemeinen Landesange⸗ 
legenheiten zu uͤbernehmen. — In Stelle des ꝛc. von Bodelſchwingh habe 
Ich den bisherigen Wirklichen Geheimen Rath und Ober⸗Praͤſidenten Flottwell 
zu Magdeburg zum Staats⸗ und Finanzminiſter ernannt, und beauftrage Sie, 
den vorſitzenden Staatsminiſter von Boyen, wegen Einführung des ꝛc. 
3 in das Staatsminiſterium das Erforderliche zu veranlaſſen. — 

ieſe Order iſt durch die Geſetzſammlung zur offentlichen Kenntniß zu bringen. 


Potsdam, den 3. Mai 1844. 
Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminifterium. 


